
 

  
 

 

 
 
 
 
An meine 
Mandanten 

 
Nürtingen, den 13. September 

 
 
 

Mandantenbrief September 2011 
 

 
Sehr geehrte Mandanten, 

 
anbei erhalten Sie meinen aktuellen Mandantenbrief. Auf folgende interessante Themen möch-
te ich insbesondere hinweisen: 

 
Allgemein 

· Wasserschaden - darf Versicherung vorschreiben, welcher Unternehmer Trocknungsarbeiten 
durchführt? 

· Keine Gebühr für das Führen eines Darlehenskontos 
· Rundfunkgebührenfreiheit für Internet-PC als Zweitgerät im nicht ausschließlich privaten Bereich 

 
Einkommensteuer 

· Falsche Kilometer-Angaben für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte können als Steuer-
hinterziehung gewertet werden 

· Zivilprozesskosten als außergewöhnliche Belastung abziehbar 
 

Lohn und Gehalt 
· Arbeitnehmereinsatz in verschiedenen Filialen 

 
Umsatzsteuer 

· Vorsteuervergütung im Regelbesteuerungs- oder Vergütungsverfahren 
 

Körperschaftsteuer 
· Verstößt Sanierungsklausel des § 8c Abs. 1a KStG tatsächlich gegen Gemeinschaftsrecht? 

 
Mit freundlichem Grüßen 

 
 



 
Fälligkeitstermine Steuern/Sozialversicherung September und Oktober 2011 

S T E U E R A R T F Ä L L I G K E I T 
Lohnsteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszuschlag 12.9.20111 10.10.20112 
Umsatzsteuer 12.9.20113 10.10.20114 
Einkommensteuer, Kirchensteuer, Solidaritätszu-
schlag 

12.9.2011 Entfällt 

Körperschaftsteuer, Solidaritätszuschlag 12.9.2011 Entfällt 

Ende der Schonfrist  Überweisung5 
obiger Steuerarten 
bei Zahlung durch:   Scheck6 

15.9.2011 13.10.2011 

8.9.2011 6.10.2011 

Sozialversicherung7 28.9.2011 27.10.2011 
Kapitalertragsteuer, Solidaritätszuschlag Seit dem 1.1.2005 ist die Kapitalertrag-

steuer sowie der darauf entfallende Solida-
ritätszuschlag zeitgleich mit einer erfolgten 
Gewinnausschüttung an den Anteilseigner 
an das zuständige Finanzamt abzuführen. 

 
1 Für den abgelaufenen Monat. 
2 Für den abgelaufenen Monat; bei Vierteljahreszahlern für das abgelaufene Kalendervierteljahr. 
3 Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat. 
4  Für den abgelaufenen Monat; bei Dauerfristverlängerung für den vorletzten Monat; bei Vierteljahreszahlern (ohne Dauerfrist-

verlängerung) für das vorangegangene Kalendervierteljahr. 
5 Umsatzsteuervoranmeldungen und Lohnsteueranmeldungen müssen grundsätzlich bis zum 10. des dem Anmeldungszeit-

raum folgenden Monats (auf elektronischem Weg) abgegeben werden. Fällt der 10. auf einen Samstag, Sonntag oder Feier-
tag, ist der nächste Werktag der Stichtag. Bei einer Säumnis der Zahlung bis zu drei Tagen werden keine Säumniszuschläge 
erhoben. Eine Überweisung muss so frühzeitig erfolgen, dass die Wertstellung auf dem Konto des Finanzamts am Tag der 
Fälligkeit erfolgt. 

6 Bei Zahlung durch Scheck ist zu beachten, dass die Zahlung erst drei Tage nach Eingang des Schecks beim Finanzamt als 
erfolgt gilt. Es sollte stattdessen eine Einzugsermächtigung erteilt werden. 

7 Die Fälligkeitsregelungen der Sozialversicherungsbeiträge sind einheitlich auf den drittletzten Bankarbeitstag des laufenden 
Monats vorgezogen worden. Um Säumniszuschläge zu vermeiden, empfiehlt sich das Lastschriftverfahren. Bei allen Kran-
kenkassen gilt ein einheitlicher Abgabetermin für die Beitragsnachweise. Diese müssen dann bis spätestens zwei Arbeitstage 
vor Fälligkeit (d. h. am 26.9./25.10.2011) an die jeweilige Einzugsstelle übermittelt werden. Wird die Lohnbuchführung durch 
extern Beauftragte erledigt, sollten die Lohn- und Gehaltsdaten etwa 10 Tage vor dem Fälligkeitstermin an den Beauftragten 
übermittelt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Fälligkeit auf einen Montag oder auf einen Tag nach Feiertagen fällt. 

 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 
 



 
Allgemein 
 
Wasserschaden - darf Versicherung vorschreiben, welcher Unternehmer Trocknungsarbeiten 
durchführt? 
Schleswig-Holsteinisches Oberlandesgericht, 6-U-70/10, Pressemitteilung vom 29.07.2011 
Bei einem Wasserschaden, für den eine Versicherung den Schaden zu zahlen hat, muss der versi-
cherte Geschädigte grundsätzlich nicht ein von dem Versicherungsunternehmen ausgewähltes Unter-
nehmen beauftragen, sondern darf die Schadensbeseitigung auch einem Unternehmen seiner Wahl 
überlassen. Das gilt jedenfalls dann, wenn der Versicherungsvertrag nichts Gegenteiliges vorsieht. 
Darauf hat der 6. Zivilsenat des Schleswig-Holsteinischen Oberlandesgerichtes in einem vor kurzem 
verkündeten Urteil in einer wettbewerbsrechtlichen Streitigkeit hingewiesen. 

Unpünktliche Mietzahlungen rechtfertigen fristlose Kündigung 
Nach Ansicht des Bundesgerichtshofs rechtfertigt die andauernde und trotz wiederholter Abmahnung 
des Vermieters verspätete Entrichtung der Miete durch den Mieter eine Kündigung des Mietvertrags 
aus wichtigem Grund. Das Gericht bewertet die fortlaufend unpünktliche Mietzahlung als gravierende 
Pflichtverletzung, die eine fristlose Kündigung ermöglicht. 
In dem vom Vermieter betriebenen Klageverfahren hatte der Mieter mehrere Jahre die Miete erst zur 
Monatsmitte oder noch später gezahlt. Auch nach mehreren Abmahnungen hat er diese Zahlungswei-
se fortgeführt, obwohl nach dem Mietvertrag die Miete jeweils zum dritten Werktag eines Monats fällig 
war. Für das Gericht war es unerheblich, dass der Mieter auf Grund eines Irrtums davon ausgegangen 
ist, die Miete erst zur Monatsmitte zahlen zu müssen. 

Keine Gebühr für das Führen eines Darlehenskontos 
In einem vom Bundesgerichtshof entschiedenen Fall verwendete eine Bank gegenüber ihren Kunden 
in ihren Allgemeinen Bedingungen für Darlehensverträge eine Klausel, durch welche sie sich beim 
Abschluss von Darlehensverträgen die Bezahlung einer monatlichen Gebühr für die Führung des Dar-
lehenskontos versprechen ließ. 
Nach Auffassung des Gerichts handelt es sich bei der streitigen Gebührenklausel nicht um eine der 
Inhaltskontrolle von vornherein entzogene Preisklausel, weil die Kontoführungsgebühr nicht der Abgel-
tung einer vertraglichen Gegenleistung oder einer zusätzlichen Sonderleistung der Bank, sondern 
ausschließlich eigenen buchhalterischen bzw. Abrechnungszwecken dient. Der hiernach eröffneten 
Inhaltskontrolle hält die Klausel nicht stand, weil sie der Bank die Erhebung von Entgelten für Tätigkei-
ten ermöglicht, die sie im eigenen Interesse erbringt. 

Vergütung für Praktikum eines Studenten kann für Kindergeld nachteilig sein 
Bundesfinanzhof, III-R-28/09, Pressemitteilung vom 27.07.2011 
Mit Urteil vom 9. Juni 2011 III R 28/09 hat der Bundesfinanzhof (BFH) entschieden, dass die Vergü-
tung für ein Praktikum während des Studiums zu den für den Bezug des Kindergelds schädlichen 
Einnahmen zählt und nicht um die Kosten für Miete und Verpflegungsmehraufwand gekürzt werden 
kann, wenn gleichzeitig der Wohnsitz am Studienort aufgegeben wird. Derartige Aufwendungen für die 
auswärtige Unterbringung des Kindes in Ausbildung seien durch den Jahresgrenzbetrag für eigene 
Einkünfte und Bezüge des Kindes von 7.680 EUR im Streitjahr 2005 (heute 8.004 EUR) abgegolten. 
 
Rundfunkgebührenfreiheit für Internet-PC als Zweitgerät im nicht ausschließlich privaten Be-
reich 
Bundesverwaltungsgericht, 6-C-15/10, Pressemitteilung vom 17.08.2011 
Das Bundesverwaltungsgericht in Leipzig hat heute über drei Klagen gegen Rundfunkgebührenbe-
scheide entschieden. Die Kläger nutzen jeweils einen Teil ihrer Wohnungen für die Ausübung einer 
selbstständigen (freiberuflichen) Tätigkeit. In den dafür genutzten Räumen verfügen sie über einen 
internetfähigen PC. In den anderen ausschließlich privat genutzten Räumen sind herkömmliche Fern-
seh- und Rundfunkgeräte vorhanden, für die Rundfunkgebühren entrichtet werden. Die beklagten 
öffentlich-rechtlichen Rundfunkanstalten verlangten Rundfunkgebühren auch für die beruflich genutz-
ten PC, während die Kläger sich auf die Gebührenbefreiung für Zweitgeräte beriefen. Die Vorinstan-
zen hatten den Klägern Recht gegeben und die Gebührenbescheide aufgehoben. Das Bundesverwal-
tungsgericht hat die dagegen gerichteten Revisionen der Rundfunkanstalten zurückgewie-
sen. 



 
Einkommensteuer 
Nichtabziehbarkeit von Schuldzinsen beim so genannten „umgekehrten Zwei-Konten-Modell“ 
Nach dem Einkommensteuergesetz sind Schuldzinsen bei Überentnahmen z. T. nicht abziehbar. Eine 
Überentnahme liegt vor, wenn die Entnahmen die Summe aus Gewinn und Einlagen übersteigen. Mit 
der Regelung soll verhindert werden, dass privat veranlasste Schuldzinsen als Betriebsausgaben 
abgezogen werden. Die steuerliche Abziehbarkeit der Schuldzinsen ist zweistufig zu prüfen: 
· Schritt 1: Zunächst sind die rein privat veranlassten Schuldzinsen zu ermitteln. Sie dürfen nicht als 

Betriebsausgaben abgezogen werden und bleiben bei der Berechnung von Überentnahmen außen 
vor. 

· Schritt 2: Liegen Überentnahmen vor, sodass Zinsaufwendungen nur eingeschränkt abziehbar 
sind? 

Mit dem „umgekehrten Zwei-Konten-Modell“ (Konto 1 nur für Betriebseinnahmen, Konto 2 für Be-
triebsausgaben und Privatentnahmen) können die Regelungen des § 4 Abs. 4a EStG nicht umgangen 
werden. Ist in diesem Modell das Konto 2 durch Privatentnahmen im Soll und wird das Soll durch eine 
Gutschrift von Betriebseinnahmen getilgt, liegt eine Entnahme vor, die bei der Prüfung von Überent-
nahmen (Schritt 2) zu berücksichtigen ist. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Auch auf Umlaufvermögen entfallende Schuldzinsen sind nach Überentnahmen nur beschränkt 
abziehbar 
Sind in den Betriebsausgaben von Personenunternehmen Schuldzinsen enthalten, die nicht auf Inves-
titionskredite im Zusammenhang mit der Anschaffung bzw. Herstellung von Wirtschaftsgütern des 
Anlagevermögens entfallen, sind diese in Höhe von 6 % der sog. Überentnahmen steuerlich nicht 
abzugsfähig. Dabei kann ein Freibetrag von 2.050 EUR abgezogen werden. Eine Überentnahme 
ergibt sich, wenn die Entnahmen höher sind als die Summe des Gewinns und der Einlagen in einem 
Wirtschaftsjahr. 
Der Bundesfinanzhof hat entschieden, dass (im Fall zu hoher Privatentnahmen) die auf die Finanzie-
rung von Umlaufvermögen entfallenden Schuldzinsen auch dann nur gekürzt abzugsfähig sind, wenn 
sie auf den Erwerb eines Warenlagers entfallen. 
Hinweis: Die Fremdfinanzierung sollte sich deshalb im Wesentlichen auf Anlagevermögen beschrän-
ken. 

Verzögerungsgeld kann auch im Rahmen einer Außenprüfung festgesetzt werden 
Das Verzögerungsgeld ist mit dem Jahressteuergesetz eingeführt worden. Das Finanzamt kann min-
destens 2.500 EUR und höchstens 250.000 EUR Verzögerungsgeld festsetzen, wenn im Rahmen 
einer Außenprüfung Auskünfte innerhalb einer angemessenen Frist nicht erteilt oder angeforderte 
Unterlagen nicht vorlegt werden. 
Der Bundesfinanzhof ist der Ansicht, dass eine mehrfache Festsetzung eines Verzögerungsgelds 
wegen fortdauernder Nichtvorlage derselben Unterlagen unzulässig ist. 

Falsche Kilometer-Angaben für Fahrten zwischen Wohnung und Arbeitsstätte können als 
Steuerhinterziehung gewertet werden 
Steuerhinterziehung ist strafbar. Sie wird, je nach Schwere, mit Freiheitsstrafe bis zu fünf Jahren oder 
mit Geldstrafe bestraft. Steuerhinterziehung begeht, wer den Finanzbehörden oder anderen Behörden 
über steuerlich erhebliche Tatsachen unrichtige oder unvollständige Angaben macht und dadurch 
Steuern verkürzt oder die Finanzverwaltung pflichtwidrig über steuerlich erhebliche Tatsachen in Un-
kenntnis lässt. Jeder ist verpflichtet, in der Steuererklärung nach bestem Wissen und Gewissen wahr-
heitsgemäße Angaben zu machen. Die Angaben müssen richtig und vollständig sein. Eine Angabe ist 
dann unrichtig, wenn die in ihr enthaltene Behauptung mit der Wirklichkeit nicht übereinstimmt. Un-
vollständig ist eine Angabe, wenn ein bestimmter Sachverhalt nur teilweise erklärt, aber der Eindruck 
der Vollständigkeit erweckt wird. 
Das Finanzgericht Rheinland-Pfalz hat entschieden, dass überhöhte Entfernungsangaben für Fahrten 
zwischen Wohnung und Arbeitsstätte den Tatbestand der Steuerhinterziehung erfüllen können. 

Überschreitung der Drei-Objekt-Grenze durch Aufteilung im Kaufvertrag 
Bei Verkauf einer Immobilie und gleichzeitiger Aufteilung in Wohn- und Gewerbeeinheiten ist von ge-
werblichem Grundstückshandel auszugehen, wenn dem Käufer mehr als drei Einheiten zugewiesen 
werden. Auch wenn die für die Gewerblichkeit maßgebende Fünfjahresfrist überschritten ist, ändert 
sich an dieser Beurteilung nichts. Dazu folgender Fall: 



 
Eine Gesellschaft bürgerlichen Rechts veräußerte ein gemischt genutztes Grundstück, auf dem die 
Errichtung einer Seniorenresidenz geplant war. Zwischen Erwerb und Verkauf lag ein Zeitraum von 
fünf Jahren und zwei Monaten. Käufer war eine GmbH, deren alleiniger Anteilseigner einer der GbR-
Gesellschafter war. Im Kaufvertrag wurde das Objekt in 25 Einheiten aufgeteilt, 4 Einheiten verblieben 
bei der GbR, die übrigen 21 gingen in das Eigentum der GmbH über. Daraus wurde eine zumindest 
bedingte Veräußerungsabsicht geschlossen mit der Folge, dass von einem gewerblichen Grund-
stückshandel auszugehen war. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

Zivilprozesskosten als außergewöhnliche Belastung abziehbar 
Eine Ehefrau klagte gegen ihre Krankenversicherungsgesellschaft, weil diese die Zahlung von Kran-
kentagegeld nach Eintritt der Berufsunfähigkeit eingestellt hatte. Die Kosten von rd. 10.000 EUR für 
den Zivilprozess machten die Ehegatten in ihrer Einkommensteuererklärung zunächst als Werbungs-
kosten der Ehefrau, später als außergewöhnliche Belastung geltend. 
Entgegen seiner bisherigen Rechtsprechung hat der Bundesfinanzhof die Kosten eines Zivilprozesses 
unabhängig von dessen Gegenstand als außergewöhnliche Belastung anerkannt. Solche Aufwendun-
gen sind dann abziehbar, wenn sich bei einem Prozess hinreichend Aussicht auf Erfolg ergibt und 
keine Mutwilligkeit vorliege. Die Kosten sind allerdings um etwaige Erstattungen (z. B. Leistungen aus 
Rechtschutzversicherung) zu kürzen und nur insoweit abzugsfähig, als sie die zumutbare Belastung 
übersteigen. 
Hinweis: Dieses Urteil ist insbesondere auch bei Scheidungskosten interessant, denn hier war bis-
lang lediglich die Kosten des reinen Verfahrens, nicht jedoch die Kosten für die Vermögensauseinan-
dersetzung, nachehelichen Unterhalt etc. ansetzbar. 

 
Lohn und Gehalt 
Arbeitnehmereinsatz in verschiedenen Filialen 
Bundesfinanzhof, VI-R-36/10, Pressemitteilung vom 24.08.2011 
Unter Änderung seiner bisherigen Rechtsprechung hat der Bundesfinanzhof (BFH) mit Urteilen vom 9. 
Juni 2011 VI R 55/10, VI R 36/10 und VI R 58/09 entschieden, dass ein Arbeitnehmer nicht mehr als 
eine regelmäßige Arbeitsstätte innehaben kann und damit das steuerliche Reisekostenrecht verein-
facht. Komplizierte Berechnungen des geldwerten Vorteils wegen mehrerer regelmäßiger Arbeitsstät-
ten gemäß § 8 Abs. 2 Satz 3 des Einkommensteuergesetzes (EStG), das "Aufsplitten" der Entfer-
nungspauschale beim Aufsuchen mehrerer Tätigkeitsstätten an einem Arbeitstag und die entspre-
chend komplizierte Ermittlung von Verpflegungsmehraufwendungen sind damit künftig entbehrlich. 

Beiträge für eine Gruppenkrankenversicherung als Arbeitslohn 

Beiträge des Arbeitgebers zu einer privaten Gruppenkrankenversicherung sind Arbeitslohn des Ar-
beitnehmers, wenn dieser einen eigenen unmittelbaren Anspruch gegen den Versicherer erlangt. 
Kann der Arbeitnehmer auf Grund des Arbeitsvertrags von seinem Arbeitgeber nur Versicherungs-
schutz, nicht jedoch Barleistung verlangen, stellen die Beiträge Sachlohn dar. Eine Steuerfreiheit der 
Beträge kommt dann in Betracht, wenn der Arbeitgeber auf Grund zwischenstaatlicher Verwaltungs-
vereinbarungen, die auf einer gesetzlichen Ermächtigung beruhen, zur Leistung verpflichtet ist. 
(Quelle: Urteil des Bundesfinanzhofs) 

 
Umsatzsteuer 
Vorsteuervergütung im Regelbesteuerungs- oder Vergütungsverfahren 
Bundesfinanzhof, V-R-14/10, Urteil vom 14.04.2011 

1. Ein im Ausland ansässiger Unternehmer, der Steuerschuldner nach § 13b Abs. 2 UStG ist 
und gemäß § 18 Abs. 3 Satz 1 UStG eine Steuererklärung für das Kalenderjahr abzugeben 
hat, ist berechtigt, alle in diesem Kalenderjahr entstandenen Vorsteuerbeträge in der Jahres-
erklärung geltend zu machen. 

2. Dies gilt auch für Vorsteuerbeträge, für die der Unternehmer einen unterjährigen Vergü-
tungsantrag stellen könnte (entgegen Abschn. 244 Abs. 1 Satz 2 Nr. 2 und Nr. 3 UStR 2000 
und Abschn. 18.15 Abs. 1 Satz 4 Nr. 2 und Nr. 3 UStAE). 



 
Körperschaftsteuer 
Verstößt Sanierungsklausel des § 8c Abs. 1a KStG tatsächlich gegen Gemeinschaftsrecht? 
Finanzgericht Münster, 9-V-357/11, Pressemitteilung vom 15.08.2011 
Der 9. Senat des Finanzgerichts Münster hat erhebliche Zweifel, ob die sog. Sanierungsklausel des § 
8c Abs. 1a KStG tatsächlich - wie die Europäische Kommission festgestellt hat - als unzulässige Bei-
hilfe anzusehen ist (Beschluss vom 1. August 2011, 9 V 357/11 K, G). Das Finanzgericht hat daher im 
Streitfall die Vollziehung von Steuerbescheiden ausgesetzt, in denen das Finanzamt unter Hinweis auf 
§ 8c Abs. 1 KStG Verluste nicht mehr berücksichtigt hatte, obwohl unstreitig die Voraussetzungen der 
Sanierungsklausel erfüllt waren. 
 


